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Vorwort

Vereint gegen den Terrorismus

Ouagadougou, Tunis, Istanbul, Brüssel 
und Lahore sind nur einige Städte, die von 
einer steigenden Zahl von Terroranschlägen 
zu Jahresbeginn 2016 betroffen waren. 
Die Anschläge stellen die nationalen und 
internationalen Behörden vor gewaltige 
Herausforderungen: Sie müssen den Schutz 
der Bürgerinnen und Bürger verbessern, die 
Massnahmen zur Bekämpfung des gewalt-
tätigen Extremismus verstärken, ohne den 
Bombenlegern den Gefallen zu tun, in eine 
Sicherheitsparanoia zu verfallen. In Genf 
war eine Konferenz zur Verhütung von 
gewalttätigem Extremismus genau diesem 
Thema gewidmet.

Die Schweiz verstärkte ihr Dispositiv zur 
Bekämpfung von gewalttätigem Extremis-
mus bereits. Der Bundesrat verabschiedete 
im September 2015 seine Strategie zur 
Terrorismus bekämpfung. Gleichzeitig nahm 
er vom zweiten Bericht über die Bekämp-
fung des dschihadistisch motivierten Ter-
rorismus in der Schweiz Kenntnis und rief 
in Erinnerung, wie wichtig lokale und kan-
tonale Strukturen bei der Bekämpfung der 
Radikalisierung sind. Mitte Dezember 2015 
beschloss er, 86 neue Stellen im Bereich der 
Terrorismusbekämpfung zu schaffen.

An der von der UNO in Zusammenarbeit 
mit der Schweiz organisierten Genfer Kon-

ferenz, der ersten dieser Art stellte das Eid-
genössische Departement für auswärtige 
Angelegenheiten seinen Aktionsplan zur 
Bekämpfung des gewalttätigen Extremis-
mus mittels Prävention vor. Die Bekämp-
fung des Terrorismus erfolgt nicht nur dort, 
wo er auftritt, sondern auch präventiv in 
Ländern, in denen Jugendliche mangels 
Zukunftsperspektiven verletzlich und emp-
fänglich für die Verlockungen des gewalt-
tätigen Extremismus sind.

Die Schweiz will deshalb ihre Hilfspro-
gramme in Ländern mit fragilen Kontex-
ten ausbauen und sich dabei insbesondere 
auf Frauen und Jugendliche konzentrieren. 
Bereits heute unterstützt sie beispielsweise 
ein Projekt zur Förderung des Dialogs mit 
Jugendlichen in verschiedenen Quartieren 
von Tunis. Zudem erhöht sie die Mittel für 
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Berufsbildungsprojekte, dank denen in den 
letzten Jahren über 300‘000 junge Frauen 
und Männer auf der ganzen Welt eine Be-
rufsausbildung absolvieren konnten, um 50 
Prozent. 

Die internationale Gemeinschaft muss ein 
starkes Zeichen gegen alle Formen des Ter-
rorismus setzen. Es gibt kein Patentrezept, 
aber wenn die Länder ihre Reihen schliessen 
und Strategien zur kurz- und langfristigen 
Bekämpfung des Terrorismus ausarbeiten, 
ist ein wichtiger Schritt getan.

Didier Burkhalter
Bundesrat
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1 Einleitung

Instabilität und bewaffnete Gewalt haben 
in diversen Regionen zugenommen. Zu den 
Ursachen gehören Konflikte, erstarkende 
Terrorgruppen, geopolitische und konfessi-
onelle Spannungen sowie schlechte Regie-
rungsführung und schwache Institutionen. 
Dies zeigt sich in Form von anhaltender 
Gewalt, insbesondere gegen Zivilpersonen, 
grosser humanitärer Not und Perspekti-
vlosigkeit und macht sich aktuell auch als 
Flüchtlings- und Migrationskrise bemerkbar. 
In diesem Umfeld gewinnen Bemühungen 
zur Prävention von gewalttätigem Extremis-
mus (Preventing Violent Extremism, PVE) als 
Beitrag zur Bekämpfung des Terrorismus 
durch Vorbeugung erheblich an Bedeutung. 
Dabei geht es darum, dem gewalttätigen 
Extremismus den Nährboden zu entziehen, 
indem die Widerstandsfähigkeit von Indi-
viduen und Gemeinschaften gegen diesen 
gestärkt werden. Staaten und betroffene 
Gemeinschaften müssen darin unterstützt 
werden, Kontexte so zu gestalten, dass sich 
Menschen nicht zu politisch oder ideolo-
gisch motivierter Gewalt hinreissen oder von 
gewalttätigen Extremisten gar nicht erst an-
werben lassen.

Die Prävention von gewalttätigem Extremis-
mus ist eine Priorität der Schweizer Aussen-
politik. Die Schweiz steht für Dialog und eine 
Kultur des Ausgleichs, für Lösungen, die alle 
einbeziehen, für Demokratie, Menschen-
rechte und humanitäre Grundsätze sowie 

für Rechtsstaatlichkeit und für die Macht des 
Rechts. Die Prävention des gewalttätigen 
Extremismus befindet sich an der Schnitt-
stelle von Frieden, Sicherheit, nachhaltiger 
Entwicklung, Rechtsstaatlichkeit und Men-
schenrechten. Mit ihrem aussenpolitischen 
Engagement in den genannten Bereichen 
trägt die Schweizer Aussenpolitik dazu bei, 
Ursachen und Bedingungen von gewalttäti-
gem Extremismus anzugehen. Das Ansetzen 
an dessen unmittelbaren und strukturellen 
Ursachen erfordert ein langfristiges und 
nachhaltiges Engagement in Konflikt-, Tran-
sitions- und fragilen Kontexten. Die Schweiz 
will sich

 » an der Politikgestaltung sowie an der Erar-
beitung und Weiterentwicklung von Stan-
dards und Praktiken zur Prävention von ge-
walttätigem Extremismus beteiligen und

 » operationell sowohl mit PVE-spezifischen 
als auch mit PVE-relevanten langfristigen 
Programmen und Projekten der schweize-
rischen internationalen Zusammenarbeit 
mit Fokus auf fragilen Kontexten einbrin-
gen. Im Sinne eines konfliktsensitiven An-
satzes wird dabei konsequent das Prinzip 
des «Nicht-Schadens» («Do No Harm») 
angewendet.

Dieser Aktionsplan fügt sich in die internati-
onalen PVE-Bemühungen ein. Konzeptionell 
orientiert er sich am Verständnis der Präven-
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tion von gewalttägigem Extremismus der 
UNO, deren Generalsekretär im Dezember 
2015 einen Aktionsplan in diesem Themen-
bereich vorgelegt hat.1 Mit diesem sollen 
insbesondere auch die 1. (Verringerung der 
Ursachen, die zu Terrorismus führen können) 
und 4. Säule (Schutz der Menschenrechte 
und der Rechtsstaatlichkeit bei der Terro-
rismusbekämpfung) der Globalen Strategie 
der UNO zur Bekämpfung des Terrorismus 
(2006) gestärkt werden. Die Schweiz setzt 
sich auf bilateraler, regionaler und multila-
teraler Ebene für eine verstärkte Prävention 

1 Die UNO unterscheidet zwei Treiber von 
gewalttätigem Extremismus: Push-Faktoren 
(Bedingungen, die gewalttätigen Extremismus 
fördern, und den Kontext, aus dem dieser 
hervorgeht) und Pull-Faktoren (individuelle 
Motivationen und Prozesse, die eine Schlüsselrolle 
bei der Umwandlung von Ideen und Missständen 
in gewalttätige extremistische Aktion spielen). Der 
Aktions¬plan der Vereinten Nationen zur Prävention 
des gewalttätigem Extremismus identifiziert 
explizit folgende Faktoren: Fehlen sozialer und 
wirtschaftlicher Perspektiven; Marginalisierung 
und Diskriminierung; schlechte Regierungsführung, 
Verletzungen der Menschenrechte und des 
Rechtsstaats; lang anhaltende und nicht beigelegte 
Konflikte; Radikalisierung in Gefängnissen; 
persönliche Laufbahn und Beweggründe; 
kollektive Viktimisierung und Unzufriedenheit; 
Verfälschung und Missbrauch von Glaubenslehren 
und politischen Ideologien sowie Übertreibung von 
ethnischen und kulturellen Unterschieden; Rolle von 
Führungspersonen und Netzwerken, einschliesslich 
der neuen Kommunikationsmittel.

von gewalttätigem Extremismus ein, wobei 
sie mit Regierungen, internationalen Orga-
nisationen und Foren, nichtstaatlichen Ak-
teuren einschliesslich der Zivilgesellschaft, 
des Privatsektors und bewaffneten Gruppen 
zusammenarbeitet.

Nach der Festlegung der Zielsetzung defi-
niert dieser Aktionsplan die verschiedenen 
Aktionsfelder im Schweizer PVE-Engage-
ment. Auf dieser Basis werden anschlie-
ssend themenübergreifende strategische 
Prioritäten identifiziert, denen die Schweiz 
im Rahmen ihrer PVE-Prioritäten besonde-
re Aufmerksamkeit widmen wird. So will 
die Schweiz mit PVE-spezifischen Aktivitä-
ten insbesondere die Jugend und Frauen 
unterstützen und stärken. Diese sind nicht 
nur Opfer des gewalttätigen Extremismus, 
sondern auch wichtige Akteure und Akteu-
rinnen in der Prävention. Auch soll das «In-
ternationale Genf», das bereits heute eine 
wichtige Rolle spielt, weiter gestärkt und 
gefördert werden. Genf beherbergt zahlrei-
che Plattformen und Organisationen, deren 
Mandate und Aktivitäten wichtige Beiträge 
zur Vorbeugung von Konflikten und gewalt-
tätigem Extremismus leisten.
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2 Zielsetzung

Die Schweiz setzt sich für die Bekämpfung 
der unmittelbaren und strukturellen Ursa-
chen ein, die Einzelpersonen oder Gruppen 
zum gewalttätigen Extremismus treiben. 
Dazu bedient sie sich insbesondere ihrer 
bewährten Instrumente in den Bereichen 
menschliche Sicherheit, Friedensförderung, 
Förderung der Menschenrechte, Entwick-
lungszusammenarbeit und internationale 
Sicherheit. Die Schweiz will inklusive Ge-
sellschaften fördern, deren Mitglieder frei 
von Angst und Not sind und deren Grund-
werte Menschenrechte, Frieden, Toleranz, 
Achtung der Diversität und der Grundsätze 
der Rechtsstaatlichkeit sind. Durch Dialog, 
Konfliktmanagement und -transformation, 
durch die Förderung von guter Regierungs-
führung, Menschenrechten und Rechtsstaat-
lichkeit, durch den Einbezug marginalisierter 
Gruppen, der Jugend und der Frauen, durch 
die Förderung von Ausbildung und Beschäf-
tigung sowie durch die Bekämpfung sozi-
oökonomischer Ungerechtigkeiten stärkt die 
Schweiz das Vertrauen in die Institutionen, 
schafft Perspektiven und trägt dadurch zur 
Beseitigung soziopolitischer Faktoren bei, 
die zu gewalttätigem Extremismus führen. 

Die Schweiz fokussiert auf fragile Kontexte, 
setzt die Verbesserung der menschlichen Si-
cherheit im Sinne von «Freiheit von Furcht» 
ins Zentrum ihrer Bemühungen und richtet 
ihre Tätigkeit insbesondere auf verletzliche 
Bevölkerungskreise aus, bei denen die Ge-
fahr besteht, dass sie vom gewalttätigen Ex-
tremismus eingeschüchtert oder angezogen 
werden; sie sollen als Akteure der Prävention 
gewonnen werden.
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3 Aktionsfelder

Die Aktivitäten dieses aussenpolitischen Ak-
tionsplans werden in sieben Aktionsfeldern 
zusammengefasst. Diese orientieren sich an 
jenen des Aktionsplans der UNO zur Präven-
tion von gewalttätigem Extremismus. Die 
Aktionsfelder sind jeweils in Zielsetzung und 
Operationalisierung mittels Aktionslinien 
bzw. in mehrere Unterziele mit Operationali-
sierung gegliedert.

Aktionsfeld 1:  
Mitwirkung an der 
PVE-Politikgestaltung und 
-Komptetenzbildung

Zielsetzung 

Aufgrund des universellen Charakters der 
Vereinten Nationen spiegeln die in dieser 
Organisation entwickelten PVE-Standards 
das Engagement der gesamten internationa-
len Gemeinschaft. Die Schweiz trägt dort so-
wie durch ihre Beteiligung in multilateralen 
und (sub-)regionalen Foren und Organisatio-
nen dazu bei, Politiken, Standards und gute 
Praktiken zur Prävention von gewalttätigem 
Extremismus, auch im Rahmen der Bekämp-
fung des Terrorismus durch Vorbeugung, zu 
entwickeln. Zudem stärkt die Schweiz die 
Fähigkeiten der nationalen und lokalen Ak-
teure zur Bekämpfung des gewalttätigen Ex-

tremismus. Insbesondere trägt sie durch den 
Austausch von Ansätzen und Erfahrungen 
zur Entwicklung gezielter politischer Präven-
tionsstrategien und eines umfassenden Ver-
ständnisses des Phänomens bei. Dabei gilt 
es, Politiken, Standards und gute Praktiken 
den jeweiligen spezifischen Herausforderun-
gen anzupassen, damit sie besser verankert 
sind und auf regionaler, nationaler und ins-
besondere lokaler Ebene auch tatsächlich 
umgesetzt werden.

Operationalisierung

 » Im UNO-Rahmen setzt sich die Schweiz für 
die Umsetzung des UNO-Aktionsplans zur 
Prävention von gewalttätigem Extremis-
mus ein bspw. durch die Organisation von 
Konferenzen und Anlässen.

 » Die Schweiz trägt weiterhin zur Entwick-
lung von Politiken, Standards und guten 
Praktiken im Globalen Forum zur Bekämp-
fung des Terrorismus (Global Counterterro-
rism Forum, GCTF) bei. In diesem wurden 
bereits mehrere Grundlageninstrumente 
zum Thema erarbeitet.

 » Ebenso engagiert sich die Schweiz in der 
Politikgestaltung in der Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(OSZE), im Europarat oder in der Organi-
sation internationale de la Francophonie 
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(OIF) sowie in anderen regionalen und 
subregionalen Organisationen.

 » Die Schweiz unterstützt informelle regiona-
le Anspruchsgruppen (Zivilgesellschaft, For-
scher, Praktiker, traditionelle Akteure usw.) 
bei der Entwicklung von vorteilhaften po-
litischen Rahmenbedingungen, Standards 
und guten Praktiken. Dadurch ist auch eine 
bessere Abstimmung auf die Realitäten vor 
Ort möglich und die betroffenen Menschen 
übernehmen Verantwortung. 

 » Die Schweiz unterstützt die Stärkung der 
Kapazitäten der Partner vor Ort. Grundla-
ge ist dabei ihr Ansatz zur Prävention von 
gewalttätigem Extremismus: Menschen-
rechte einschliesslich der Gleichstellung 
der Geschlechter sollen gesichert und die 
politische Dimension des gewalttätigen 
Extremismus berücksichtigt werden. 

 » Auf nationaler und lokaler Ebene unter-
stützt die Schweiz Aktivitäten, die einen 
Einbezug der Zivilgesellschaft ermöglichen. 

Aktionsfeld 2:  
Aufbau und Förderung 
von Kontextwissen

Zielsetzung

Die aufgeführten Aktivitäten und Initia-
tiven basieren auf aktuellem Wissen und 
Erfahrungen. Es gilt, diese aufgrund neuer 
Erkenntnisse laufend anzupassen. Insbeson-

dere soll das Wissen über unmittelbare und 
strukturelle Ursachen des gewalttätigen Ex-
tremismus in spezifischen Kontexten geför-
dert werden, um Ansatzpunkte für Präven-
tionsmassnahmen identifizieren und diese 
möglichst gezielt gestalten zu können (Ziel 
sind evidenzbasierte Politiken und Program-
me).

Operationalisierung

 » Die Schweiz will auf lokaler, regionaler 
und internationaler Ebene Analysen des 
Kontexts und der Ursachen des gewalttäti-
gen Extremismus durchführen oder unter-
stützen. In diesem Zusammenhang sollen 
Institutionen unterstützt werden, die an-
gewandte Forschung betreiben, insbeson-
dere in Genf oder vor Ort. So unterstüt-
zen Norwegen und die Schweiz z. B. eine 
laufende Studie über Radikalisierungshin-
tergründe von Kindern und Jugendlichen 
in Bosnien und Herzegowina. 2015 hat 
der Bund eine Studie über Hintergründe 
dschihadistischer Radikalisierung in der 
Schweiz finanziert.

 » Die Schweiz unterstützt die Entwicklung 
und Durchführung von Schulungen. Sie 
unterstützt oder beteiligt sich an Aktivitä-
ten, die einen Austausch über praktische 
Erfahrungen und Lehren in der Prävention 
des gewalttätigen Extremismus ermögli-
chen, insbesondere über relevante Organi-
sationen und Institute in Genf (so das Gen-
fer Zentrum für Sicherheitspolitik, GCSP) 
oder vor Ort.
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 » Die Schweiz fördert den globalen Aus-
tausch unter Experten aus Forschung, 
Politik und Entwicklungspraxis zum The-
ma Berufsbildung als Instrument zur Re-
duzierung von Radikalisierungsursachen. 
Im März 2016 hat sie dazu ein Seminar in 
Genf organisiert.

 » Die Schweiz engagiert sich für eine Sen-
sibilisierung mit dem Ziel, die politischen 
Ursachen des gewalttätigen Extremismus 
einschliesslich des Genderaspekts zu ana-
lysieren.

Aktionsfeld 3:  
Dialog und Konfliktprävention

Mittels Dialog, Konfliktmanagement und 
Konflikttransformation soll die politische 
und soziale Ausgrenzung bekämpft werden, 
die zu Waffengewalt und gewalttätigem Ex-
tremismus führen kann. Die Schweiz leistet 
damit einen Beitrag zur besseren sozialen 
und politischen Integration.

Beilegung und Transformation 
bewaffneter Konflikte 
Unterziel und Operationalisierung 

Mithilfe geeigneter Instrumente der Schwei-
zer Friedenspolitik soll die Beilegung und 
Transformation von bewaffneten Konflikten 
gefördert werden, welche ein Nährboden 
für gewalttätigen Extremismus sind.

 » Die Unterstützung inklusiver politischer 
Friedensprozesse oder Mediationen zur 
Beilegung von politischen Konflikten kann 
dazu beitragen, das Risiko für gewalttäti-
gen Extremismus zu mindern.

 » In langfristigen Entwicklungsprogrammen 
stärkt die Schweiz die Krisenresistenz der 
Gesellschaft in fragilen Kontexten und un-
terstützt Massnahmen und Initiativen zur 
friedlichen Konfliktlösung. Sie hilft den Re-
gierungen weitere Spannungen früh wahr-
zunehmen und trägt dazu bei, in von Kon-
flikten bedrohten Kontexten, die regionalen 
und lokalen Institutionen zu stärken, um so 
das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger 
in diese Institutionen (bspw., in den Sicher-
heitssektor) wiederherzustellen. Zudem 
werden Initiativen seitens der Regierung 
und Zivilgesellschaft unterstützt, welche 
Demokratie und soziale Kohäsion fördern.

 » Die Schweiz will sowohl zur Eindämmung 
extremistischer Gewaltaufrufe als auch 
zur Verhinderung des Missbrauchs der an-
titerroristischen Rhetorik durch staatliche 
Akteure beitragen. Ersteres soll durch die 
Zusammenarbeit mit religiösen Persönlich-
keiten geschehen, die in den Augen der 
Militanten glaubwürdig sind. Sie sollen dem 
Extremismus entgegenwirken und so kon-
struktive politische Lösungen fördern. Die 
pauschale antiterroristische Rhetorik die 
zahlreiche Regierungen häufig im Kampf 
gegen politische Gegner einsetzen, hat 
zur Folge, dass Akteure von der politischen 
Bühne verdrängt werden und ihnen nur die 
Wahl zwischen Resignation oder Gewalt 
bleibt.
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Inklusive politische Dialoge 
Unterziel und Operationalisierung

Die Schweiz fördert inklusive politische Dia-
loge. Dadurch trägt sie zur Schaffung einer 
Kultur der Diversität und Toleranz bei. Dabei 
sollen Fragen im Zusammenhang mit radika-
len Ideologien behandelt und so die Gefahr 
einer Hinwendung zum gewalttätigen Extre-
mismus verringert werden.

 » Die Schweiz will darauf hinarbeiten, dass 
staatliche und nichtstaatliche Akteure 
(einschliesslich bewaffnete Gruppen, Or-
ganisationen der Zivilgesellschaft, Frau-
ennetzwerke, politische Akteure mit Re-
ligionsbezug) in inklusive Dialogprozesse 
eingebunden werden.

 » Die Schweiz strebt eine Erweiterung des 
politischen Felds an, indem sie die politi-
sche Beteiligung von Akteuren fördert, 
die häufig ausgeschlossen werden. Dazu 
zählen insbesondere Frauen und Junge, 
die gesellschaftlichen und politischen Strö-
mungen mit religiösem Bezug angehören. 

Aktionsfeld 4:  
Stärkung von guter 
Regierungsführung, 
Menschenrechten und 
Rechtsstaatlichkeit

Funktionierende und transparente staatli-
che Institutionen, welche die Grund- und 
Menschenrechte der gesamten Bevölkerung 

sowie die tragenden rechtsstaatlichen Prinzi-
pien bewahren und verwirklichen, schützen 
vor Ungerechtigkeit, Marginalisierung und 
letztlich Radikalisierung. 

Förderung guter Regierungsführung 
Unterziel und Operationalisierung

Gute Regierungsführung soll gefördert wer-
den durch Reformen der staatlichen Institu-
tionen, durch Stärkung der Menschenrechte 
einschliesslich der Religionsfreiheit, durch 
Bekämpfung der Korruption, durch Dezen-
tralisierung der Verwaltung sowie durch Ein-
bezug der Zivilgesellschaft und der Bevölke-
rung in Entscheidungen, die das allgemeine 
Interesse berühren. 

 » Ein inklusiveres, bürgernäheres Umfeld, in 
dem Organisationen der Zivilgesellschaft, 
Bürgerinnen und Bürger sowie Medien 
einen Austausch mit staatlichen Behör-
den pflegen können, stärkt Transparenz 
und Rechenschaftspflicht der öffentlichen 
Verwaltung. Die demokratische Entwick-
lung ist abhängig von aktiven Bürgerinnen 
und Bürger, die eine transparente, rechen-
schaftspflichtige und inklusive Regierungs-
führung fordern. Diese initiieren struktu-
relle Veränderungen entsprechend den 
lokalen Bedürfnissen und stärken damit 
die Demokratie. Die Schweiz unterstützt 
solche Initiativen.

 » Die Schweiz unterstützt Initiativen zur Si-
cherstellung des gleichberechtigten Zu-
gangs zu Dienstleistungen lokaler Behör-
den und zur Schaffung klarer rechtlicher 
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Rahmenbedingungen. Damit wird das 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in 
ihre Vertreter und die staatlichen Institu-
tionen wieder hergestellt und ein Beitrag 
zu einem Prozess hin zu einem subsidiären 
Staatsaufbau geleistet.

 » Die Schweiz propagiert die Rolle von (Lo-
kal-)Wahlen (als friedliche politische Par-
tizipation eine Alternative zu Gewalt), er-
mutigt zur Wahlbeteiligung mit Fokus auf 
Frauen und junge Personen, stärkt Wahl-
kommissionen, die unabhängige Medien-
berichterstattung und Wahlbeobachtung.

Verbesserung der Gouvernanz des 
Sicherheitssektors 
Unterziel und Operationalisierung

Das soziale Vertrauen soll durch die Förde-
rung der Gouvernanz und demokratischer 
Kontrolle von Streitkräften, Polizei und 
Nachrichtendiensten gestärkt werden. Die 
Reform des Sicherheitssektors (Security 
Sector Reform, SSR) verbunden mit einer 
Stärkung der Menschenrechte und Mass-
nahmen gegen Diskriminierung und Miss-
bräuche (z.  B. Korruption, Gewalt in Ge-
fängnissen und durch die Polizei) sind ein 
Beitrag zur Verhütung von gewalttätigem 
Extremismus.

 » Die Schweiz setzt sich ein für eine parla-
mentarische Überwachung des Sicher-
heitssektors, eine transparentere Kom-
munikation gegenüber den Bürgern, die 
Stärkung forensischer Kapazitäten für die 
strafrechtliche Verfolgung von Folterfällen 

sowie für die Verbesserung des Austauschs 
zwischen Bürgern und Sicherheitsapparat 
auf lokaler Ebene. Die Schweiz unterstützt 
das Genfer Zentrum für die demokratische 
Kontrolle der Streitkräfte (DCAF) als welt-
weit anerkanntes Kompetenzzentrum im 
SSR-Bereich.

 » In der Konfliktnachsorge soll das Vertrau-
en der Bevölkerung in staatliche Streit- und 
Sicherheitskräfte und deren Organe (wie-
der) gestärkt werden. Die Schweiz betei-
ligt sich an der Debatte über die politische 
Stärkung von Sicherheitssektorreformen 
als fester Bestandteil von Missionen zur 
Friedenserhaltung oder Friedenskonsoli-
dierung im Rahmen der UNO sowie der 
OSZE und der Partnerschaft für den Frie-
den (PfP).

 » Die Schweiz kooperiert mit Politik- und 
Ausbildungsinstitutionen mit dem Ziel, 
aktuelle Herausforderungen zu identifizie-
ren, mögliche politische und operationel-
le Lösungen bereitzustellen sowie unsere 
Partner (inkl. jene im Feld) in der Politikge-
staltung beraten zu können. 

Förderung der Menschenrechte, des 
humanitären Völkerrechts und des 
Rechtsstaates 
Unterziel und Operationalisierung

Rechtsstaatliche Rahmenbedingungen wel-
che die Einhaltung der Menschenrechte und 
des humanitären Völkerrechts vorausset-
zen, sollen gefördert werden. Die Achtung 
des Rechtsstaats als allgemeines Mittel zur 
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Prävention von gewalttätigem Extremismus 
und als Beitrag zu Frieden und Sicherheit ist 
zentral. Die Gewährleistung der Meinungs-
äusserungs-, Versammlungs- und Vereini-
gungsfreiheit sowie die freie Ausübung der 
politischen und bürgerlichen Rechte sind 
Grundvoraussetzungen für offene, partizi-
pative und integrative Gesellschaften und 
leisten dadurch einen Beitrag an die Vermin-
derung und Verhinderung von politisch oder 
ideologisch begründeten Gewaltverbrechen. 
Entsprechend wird auch der Glaubens- und 
Gewissensfreiheit, dem Schutz von Minder-
heiten und der Bekämpfung von Diskrimi-
nierung jeder Art, einschliesslich rassistisch 
motivierter Diskriminierung, ein hoher Stel-
lenwert beigemessen. Aus den gleichen 
Gründen engagiert sich die Schweiz auch 
gegen Straflosigkeit und Korruption, gegen 
Folter und andere grausame, unmenschliche 
oder erniedrigende Behandlungen durch die 
Ordnungskräfte, gegen willkürliche Verhaf-
tungen oder das Verschwindenlassen von 
Menschen, für den Schutz von Menschen-
rechtsverteidigern und -verteidigerinnen 
und die Aufwertung der Rolle der Zivilge-
sellschaft. Des Weiteren setzt sie sich dafür 
ein, dass die humanitäre Tätigkeit (Hilfe und 
Schutz) nicht von Massnahmen der Terroris-
musbekämpfung unterlaufen wird.

 » Die Schweiz setzt sich dafür ein, dass im 
Rahmen des GCTF Standards und Emp-
fehlungen zum Thema Jugendstrafjustiz 
in der Terrorismusbekämpfung entwickelt 
und verabschiedet werden. Diese sollen 
die speziellen Bedürfnisse und Rechte der 
Kinder und Jugendlichen als Täter, Zeugen 
und Opfer in strafrechtlichen Verfahren 

der Terrorismusbekämpfung berücksich-
tigen und Prävention, Alternativen zum 
Freiheitsentzug, Rehabilitation und Reinte-
gration ins Zentrum setzen.

 » Die Schweiz unterstützt die Entwicklung 
von Leitlinien zur Umsetzung der Sicher-
heitsratsresolution 2178 (Massnahmen 
gegen den Terrorismus), die im Einklang 
mit den Menschenrechten stehen und so 
eine Radikalisierung durch eine willkürliche 
Verletzung von Rechten verhindern sollen.

 » Die Schweiz setzt sich für den Kampf ge-
gen Straflosigkeit ein, insbesondere mit 
ihrem Engagement für den Internationalen 
Strafgerichtshof. Darüber hinaus unter-
stützt sie den Ausbau internationaler Ver-
pflichtungen betreffend Vergangenheits-
arbeit, einschliesslich der Verantwortung 
für Kriegsverbrechen, Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit und Völkermord.

 » Die Schweiz fördert den Auf- und Ausbau 
von Strukturen zur Verhütung von Gräuelta-
ten, indem sie die verschiedenen staatlichen 
und nichtstaatlichen Anspruchsgruppen ein-
bindet und Frühwarnsysteme fördert. Die 
Schweiz ist treibende Kraft hinter der Initi-
ative «Global Action Against Mass Atrocity 
Crimes», welche dies zum Ziel hat.

 » In multilateralen Gesprächen sowie bei po-
litischen Konsultationen und in Menschen-
rechtsdialogen weist die Schweiz darauf 
hin, dass bei der Prävention von gewalt-
tätigem Extremismus die menschenrecht-
lichen Verpflichtungen der Staaten einge-
halten werden müssen. Wenn angezeigt, 
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rügt sie Menschenrechtsverletzungen, 
die im Rahmen von Massnahmen zur Be-
kämpfung des gewalttätigen Extremismus 
begangen werden, auf bilateralem oder 
multilateralem Weg.

 » Die Schweiz unterstützt ihre Partner beim 
Aufbau eines Rechtsstaats mit guter Gou-
vernanz im Justiz- und Sicherheitssektor. 
Dabei geht es namentlich um den Zugang 
zur Gerichtsbarkeit und die Achtung der 
Menschenrechte, um Nichtdiskriminierung 
und um die Verhinderung von Missbräu-
chen bei der Bekämpfung des gewalttä-
tigen Extremismus, gerade wenn Kinder 
betroffen sind.

 » Die Schweiz baut ihre politische Unter-
stützung für Aktivitäten der Zivilgesell-
schaft und die Stärkung ihrer Rolle aus. 
Sie setzt sich insbesondere dafür ein, 
dass Massnahmen gegen gewalttätigen 
Extremismus nicht als Vorwand benutzt 
werden, um den Handlungsspielraum der 
Zivilgesellschaft und von Verteidigern und 
Verteidigerinnen der Menschenrechte ein-
zuengen.

 » Die Schweiz setzt sich aktiv zugunsten 
der Förderung von privatwirtschaftlichen 
Praktiken ein, die in Konfliktsituationen 
oder in komplexen und fragilen Kontexten 
die Menschenrechtsituation berücksichti-
gen. Sie unterstützt Massnahmen, der Ge-
schäftstätigkeit und bei Investitionen, wel-
che Risiken für Menschenrechte Rechnung 
tragen. Dabei unterstützt sie insbesondere 
Initiativen, bei denen Staat, Privatsektor 
und Zivilgesellschaft mitwirken.

Aktionsfeld 5:  
Einbezug betroffener 
Gemeinschaften, Stärkung 
von Jugend und Frauen

Eine inklusive Gesellschaft, in der sich alle 
angemessen vertreten fühlen und an öko-
nomischen, sozialen und politischen Pro-
zessen teilhaben, ist eine Voraussetzung 
für Frieden. Mit dem verstärkten Einbezug 
von Benachteiligten wird die Grundlage für 
gewaltfreiere Gemeinschaften geschaffen. 
Die Benachteiligten sind in vielen Kontexten 
Frauen jeden Alters, junge Leute sowie ge-
sellschaftliche Gruppen, die aufgrund ihrer 
Religion, Herkunft und anderen Faktoren 
benachteiligt werden. 

Stärkung betroffener Gemeinschaften 
Unterziel und Operationalisierung

Die Widerstandskraft von religiösen und so-
zialen Gruppen im jeweiligen Land oder in 
der Diaspora soll gestärkt werden, um ge-
walttätigen Extremismus durch Abbau von 
Spannungen zwischen oder innerhalb von 
Gruppen zu verhindern. 

 » Die Förderung von Resilienz geschieht 
durch langfristige Entwicklungsprogram-
me mit Fokus auf fragile Länder und Kon-
texte.

 » Der von der Schweiz unterstützte und in 
Genf domizilierte Global Community En-
gagement and Resilience Fund (GCERF) 
engagiert sich mittels eines öffentlich- 
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privaten Finanzierungsinstruments für 
Projekte, die auf lokaler Ebene Radikali-
sierungstendenzen vorbeugen. Im Zen-
trum stehen Themen wie Jugendarbeit, 
Bildung, Berufsbildung und die Verbesse-
rung der Stellung der Frau. Aktuell werden 
Projekte in Bangladesch, Mali und Nigeria 
finanziert, ab 2017 auch in Kenia, Kosovo 
und Myanmar. Daneben soll ein spezieller 
Fonds für die Finanzierung von PVE-Projek-
ten im Migrationsbereich (in Flüchtlings-
lagern, Aufnahmeländern und auf Tran-
sitrouten) geäufnet werden. Die Schweiz 
unterstützt den GCERF in den ersten vier 
Jahren mit rund 4 Millionen Franken.

Stärkung der Partizipation von Frauen in 
allen Bereichen der PVE-Massnahmen 
Unterziel und Operationalisierung

Die Mitwirkung von Frauen bei der Umset-
zung von Massnahmen zur Prävention von 
gewalttätigem Extremismus unter Berück-
sichtigung ihrer gesellschaftlichen Rolle und 
ihrer Rechte ist ein wirksamer Beitrag zur 
Entwicklung von Alternativen zu extremisti-
scher Gewalt.

 » Die Schweiz fördert in allen ihren PVE-Ak-
tivitäten die Mitwirkung von Frauen als 
Anspruchs- und Zielgruppen. Dazu hat sie 
sich im laufenden nationalen Aktionsplan 
(NAP) zur Resolution des UNO-Sicherheits-
rats UNSCR  1325 («Frauen, Frieden und 
Sicherheit») verpflichtet, welche eine ver-
stärkte Teilnahme von Frauen und deren 
Übernahme von Führungsrollen fordert. 

Prävention von geschlechtsspezifischer 
Gewalt 
Unterziel und Operationalisierung

Die Ungleichheit zwischen den Geschlech-
tern widerspiegelt die Gewaltbereitschaft 
einer Gesellschaft. Dies ist ein Grund, die 
Prävention von geschlechtsspezifischer Ge-
walt zu verstärken.

 » Die Schweiz hat ihr Engagement zur Prä-
vention geschlechtsspezifischer Gewalt 
in fragilen Kontexten intensiviert. Ein 
Schwerpunkt liegt dabei auf dem Ein-
bezug von Jungen und Männern in die 
Gewaltprävention. Dies geschieht durch 
Aufklärungsarbeit auf Gemeindeebene zu 
Gender und Frauenrechten sowie durch 
die Reflexion über «Identität als Mann», 
gewaltgeprägte Männlichkeitsbilder sowie 
alternative Rollenbilder für junge Männer. 
Auch der Aufbau von Angeboten für Män-
ner als Opfer und Täter von Gewalt wird 
gefördert., Gerade weil stereotype und 
gewaltgeprägte Bilder von Männlichkeit 
für die Mobilisierung und Rekrutierung 
besonders wirksam sind, trägt diese Arbeit 
auch zur Prävention von gewalttätigem 
Extremismus bei. 
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Aktionsfeld 6:  
Bildung, Ausbildung, 
Fähigkeitsentwicklung und 
Förderung der Beschäftigung

Die gesellschaftliche und wirtschaftliche Inte-
gration soll durch für alle zugängliche Grund-
bildung und Berufsbildung sowie durch den 
Aufbau von günstigen Rahmenbedingungen 
für unternehmerisches Denken verbessert 
werden. Damit sollen das Vertrauen in per-
sönliche Leistung und Eigeninitiative sowie 
die Gleichstellung der Geschlechter gestärkt 
und Zukunftsperspektiven eröffnet werden.

Bildung 
Unterziel und Operationalisierung

Menschenrechte, politische Bildung, nach-
haltige Entwicklung und kulturelle Vielfalt 
werden in die Bildungssysteme integriert, 
um kritisches Denken, Respekt und gegen-
seitiges Verständnis für andere sowie Tole-
ranz zu fördern.

 » Die Schweiz unterstützt die Organisation 
der Vereinten Nationen für Bildung, Wis-
senschaft und Kultur (UNESCO) und deren 
Tätigkeit im Bereich der Prävention von 
gewalttätigem Extremismus. Die UNESCO 
wirkt bei der Erarbeitung von Standards, 
Politiken und Aktionsplänen zur Prävention 
des gewalttätigen Extremismus im Bereich 
Bildung mit. Als Beispiel sei erwähnt, dass 
sie derzeit einen Leitfaden für Lehrkräfte 
über die Prävention von gewalttätigem Ex-
tremismus entwickelt. Dieser soll den Lehr-

kräften praktische Instrumente an die Hand 
geben, um diese Fragen mit Schülerinnen 
und Schülern zu behandeln, auf die Bedeu-
tung von Bildung und kritischem Denken 
hinzuweisen und mit Äusserungen von In-
toleranz und Rassismus umzugehen.

 » Im Rahmen anderer UNESCO-Projekte 
engagiert sich die Schweiz überdies in 
Programmen zur Förderung der Men-
schenrechte, der politischen Bildung, der 
nachhaltigen Entwicklung und der kultu-
rellen Vielfalt in Bildungssystemen.

Soziale und wirtschaftliche Inklusion 
Unterziel und Operationalisierung

Die Schweiz will Risikofaktoren für gewalt-
tätigen Extremismus systematisch angehen 
und mit anderen Aktivitäten zur sozioöko-
nomischen Integration verknüpfen. 

 »  Die Schweiz will die Berufsbildung und die 
Bedürfnisse der Privatwirtschaft in Über-
einstimmung bringen. Zur Förderung des 
Unternehmertums und der damit verbun-
denen Schaffung von Arbeitsplätzen wur-
den deshalb sogenannte «Runde Tische» 
für lokale wirtschaftliche Entwicklung ge-
schaffen: Diese bringen öffentliche, private 
und zivilgesellschaftliche Akteure erstmals 
zusammen, um ihre Situation zu verstehen 
und Massnahmen zu diskutieren. Solche 
vertrauensbildende Massnahmen sind in 
fragilen Kontexten besonders wichtig, 
auch auf vermeintlich «technischen» Ge-
bieten wie der Förderung der wirtschaftli-
chen Entwicklung.
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 » Die Schweiz will marginalisierten Gruppen 
flexiblen Zugang zu relevanter Bildung er-
möglichen. Eine wachsende Zahl junger 
Leute steht ausserhalb des formalen Bil-
dungsangebots, insbesondere in fragilen 
Staaten: Nomaden, Vertriebene, Men-
schen in abgelegenen strukturschwachen 
Gebieten. Die Schweiz unterstützt Berufs-
bildungsgänge, die Lernen und Erwerb 
kombinieren, sowie Fast-Track-Grundbil-
dung für Jugendliche, die die reguläre 
Bildung verpasst haben, In diesem Zusam-
menhang arbeitet sie auch zusammen mit 
Schulen religiöser Gruppen (z. B. mit staat-
lich registrierten muslimischen Madrasas).

 » Die Schweiz will jungen Leuten den Ein-
stieg in die Erwerbstätigkeit erleichtern. 
Denjenigen, die einen Abschluss haben, 
soll eine erste Erfahrung in der Arbeitswelt 
ermöglicht werden.

Aktionsfeld 7:  
Strategische Kommunikation, 
Internet und soziale Medien

Entwicklung von Alternativen zur Rhetorik 
des gewalttätigen Extremismus 
Unterziel und Operationalisierung 

Die Schweiz unterstützt Bestrebungen, Al-
ternativen zur Rhetorik des gewalttätigen 
Extremismus zu entwickeln und zu vermit-
teln. Damit trägt sie zur Schwächung dieser 
Rhetorik und zur Förderung anderer Formen 
des politischen Diskurses bei, die mit der 

Achtung der Menschenrechte, des Rechts-
staates und des Gewaltverzichts in Einklang 
stehen. So soll die Zivilgesellschaft befähigt 
werden, die Propaganda des gewalttätigen 
Extremismus zu delegitimieren. 

 » Die Schweiz will die Zusammenarbeit mit 
religiösen Autoritäten unterstützen, die in 
den Augen von gemässigten Gläubigen 
oder Aktivisten glaubwürdig und unab-
hängig sind, um den Einfluss eines gewalt-
freien Diskurses bei jungen Militanten zu 
begünstigen.

 »Mit ihren Aktivitäten zur Prävention von 
Gräueltaten trägt die Schweiz insbesonde-
re dazu bei, dem Narrativ des Hasses, der 
Ausgrenzung und der Vernichtung entge-
genzuwirken, das extremistischer Gewalt 
und Terror zugrunde liegt.

 » Die Schweiz stärkt in spezifischen Zielregi-
onen (insbesondere auf dem Balkan) Or-
ganisationen der Zivilgesellschaft, um der 
Propaganda und Rhetorik des gewalttäti-
gen Extremismus entgegenzutreten. Dazu 
fördert sie den Kapazitätsaufbau in der 
Nutzung sozialer Medien und Kommuni-
kation.
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Entfernung gewaltextremistischer Inhalte 
im Internet und in sozialen Medien 
Unterziel und Operationalisierung 

Gewaltextremisten, allen voran die Gruppie-
rung «Islamischer Staat», missbrauchen das 
Internet und soziale Medien gezielt für Ihre 
Zwecke. Die ausufernde Verbreitung von 
gewaltextremistischen Inhalten zu Propag-
anda- und Rekrutierungszwecke stellt eine 
Hauptherausforderung dar. Dieser begegnet 
die Schweiz zusammen mit der Staatenge-
meinschaft und dem Privatsektor, indem sie 
sich für die effiziente Entfernung von geset-
zeswidrigen oder gegen Verhaltensregeln 
der Anbieter verstossenden Inhalten ein-
setzt. Dies unter Wahrung der Menschen-
rechte (insbesondere Meinungsäusserungs-
freiheit und dem Schutz auf Privatsphäre) 
und dem Prinzip der Verhältnismässigkeit.

 » Die Schweiz setzt sich für eine verstärkte 
Zusammenarbeit zwischen Staaten und 
dem Privatsektor bei der Entfernung von 
gesetzeswidrigen oder gegen Verhaltens-
regeln der Anbieter verstossenden Inhal-
ten ein. Sie engagiert sich deshalb für die 
Schaffung von gemeinsamen Kriterien 
und Kanälen der Zusammenarbeit in den 
relevanten regionalen und internationalen 
politischen Prozessen (CVE-Arbeitsgruppe 
des GCTF, EU). Diese sollen unter Einbezug 
der betroffenen Internetunternehmen und 
der Zivilgesellschaft entstehen und eine ef-
fiziente Zusammenarbeit ermöglichen.

 » Das EDA unterstützt die nationalen Sicher-
heitsbehörden (insbesondere fedpol), um 
auf operationeller Ebene mit den Akteuren 
im In- und Ausland zusammenarbeiten zu 
können, Informationen über strafverdäch-
tige Aktivitäten mit Bezug zur Schweiz zu 
erhalten und einen Beitrag zur Entfernung 
von gewaltextremistischen Inhalten zu 
leisten (u. a. via die European Union Inter-
net Referral Unit von Europol).
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4 Strategische Prioritäten:  
Jugend, Frauen und 
das internationale Genf

In den dargelegten Aktionsfeldern finden 
sich wiederkehrend übergreifende Themen, 
denen die Schweiz besondere Bedeutung in 
der Prävention von gewalttätigem Extremis-
mus beimisst und in denen sie sich prioritär 
engagieren will. So erachtet es die Schweiz 
als zentral, mit ihrem PVE-Engagement Ju-
gendliche und Frauen zu unterstützen und 
zu stärken. Jugendliche und junge Männer 
sowie Frauen und Mädchen können im ge-
walttätigen Extremismus eine Vielzahl von 
Rollen spielen – sie können Sympathisanten 
oder Sympathisantinnen, Mobilisierer oder 
Mobilisiererinnen, aber auch Täter oder Tä-
terinnen sein. Meist sind sie jedoch Opfer. 
V. a. aber können sie wichtige Akteure und 
Akteurinnen in der Prävention von gewalt-
tätigem Extremismus sein. Daher gilt es, im 
Rahmen der Prävention von gewalttätigem 
Extremismus sowohl den Schutz als auch die 
Beteiligung von Jugendlichen und jungen 
Männern sowie von Frauen und Mädchen 
sicherzustellen.

Mit der strategischen Priorität «Jugend» 
will die Schweiz wirksam zur Entwicklung 
von Alternativen zu extremistischer Gewalt 
und damit zur Schaffung von Perspektiven 

beitragen. Dies durch deren Einbezug in die 
lokale Gouvernanz und politischen Dialoge. 
Die Schweiz unterstützt heute bspw. ein sol-
ches Projekt in Quartieren in Tunis, aus de-
nen besonders viele Foreign Terrorist Figh-
ters stammen. Eine weitere Aktionslinie im 
Bereich Jugend ist die Entwicklung interna-
tionaler Standards und Empfehlungen zum 
Thema Jugendstrafjustiz in der Terrorismus-
bekämpfung. Kritisches Denken, Respekt, 
Verständnis und Toleranz für den anderen 
sollen in der Bildung gefördert werden. Die 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Inte-
gration von Jugendlichen wird mittels För-
derung der Grund- und Berufsbildung in 
fragilen Kontexten und der Schaffung von 
Arbeitsplätzen verbessert. Seit 2012 haben 
in 20 Schwerpunktländern der Schweiz über 
300 000 Personen, v. a. Jugendliche, eine 
Berufsausbildung erhalten. Gemäss der Bot-
schaft des Bundesrats über die internationale 
Zusammenarbeit 2017–2020 sollen die dafür 
eingesetzten finanziellen Mittel im Vergleich 
zu heute um 50 Prozent erhöht werden. Bei 
der Entwicklung von Kompetenzen und der 
Schaffung von Arbeitsmöglichkeiten kommt 
dem Privatsektor eine Schlüsselrolle zu. Des-
halb will die Schweiz mit Unternehmen ver-
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mehrt gemeinsame Aktivitäten entwickeln 
und setzt sich dafür ein, dass der Beitrag des 
Privatsektors im Rahmen der Aktivitäten des 
Global Community Engagement and Resili-
ence Fund (GCERF) gestärkt wird.

Mit dem strategischen Schwerpunkt 
«Frauen» will die Schweiz die Mitwirkung 
von Frauen als Akteurinnen, Anspruchs- und 
Zielgruppen im Bereich ihrer PVE-Aktivitäten 
fördern. Die Schweiz unterstützt die Betei-
ligung von Frauen an Entscheidungsprozes-
sen in der Politikgestaltung und will damit 
ihre Verpflichtungen im laufenden nationa-
len Aktionsplan (NAP) zur Resolution des 
UNO-Sicherheitsrats UNSCR 1325 («Frauen, 
Frieden und Sicherheit») umsetzen. Auf ope-
rationeller Ebene sollen Frauen in politische 
Prozesse, inklusive politische Dialoge und 
lokale Gouvernanz einbezogen werden. Die 
Schweiz will darüber hinaus dazu beitragen, 
dass die Gender-Perspektive konsequent in 
Strategien und Aktionsplänen zur Präventi-
on von gewalttätigem Extremismus und in 
der Gouvernanz des Sicherheitssektors inte-
griert wird.

Bei der Umsetzung des Aktionsplans sollen 
einerseits die Schweizer Vertretungen vor 
Ort direkt lokale PVE-Projekte unterstützen 
und andererseits spielt das internationa-
le Genf eine wichtige Rolle. Dieses soll 
verstärkt genutzt und gefördert wer-
den. Die Genfer UNO-Organe und weitere 
in Genf ansässige internationale Organisa-
tionen und Institutionen in den Bereichen 
Menschenrechte, humanitäres Völkerrecht 
und Rechtsstaatlichkeit, insbesondere der 
Menschenrechtsrat, können als Katalysator 
für PVE dienen. In diesem Kontext ist auch 

die gemeinsam mit der UNO organisierte 
Genfer Konferenz über die Prävention von 
gewalttätigem Extremismus vom April 2016 
zu sehen. Ferner unterstützt die Schweiz 
den in Genf domizilierten Global Communi-
ty Engagement and Resilience Fund (GCERF) 
und unterstützt damit Projekte, die auf lo-
kaler Ebene zur Erreichung der genannten 
strategischen Prioritäten beitragen sollen. In 
Genf domizilierte Organisationen und wis-
senschaftliche Institutionen sollen für die an-
gewandte Forschung und die Weiterbildung 
im PVE-Bereich genutzt werden; gerade das 
Genfer Zentrum für die demokratische Kont-
rolle der Streitkräfte (DCAF) und das Genfer 
Zentrum für Sicherheitspolitik (GCSP) verfü-
gen über grosses Wissen sowie internationa-
le Anerkennung in diesem Bereich.
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